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Die liberale Weltfriedensordnung in der Krise�: 
Gewaltkonflikte in Zeiten konfrontativer 
Multipolarität

100 Jahre nach dem Beginn des Ersten Weltkriegs und ein Vierteljahrhundert 
nach dem Fall der Berliner Mauer sind im Jahr 2014 dramatische Einschnitte 
offenkundig geworden: Die Ukraine-Krise gefährdet die europäische Friedens-
ordnung und könnte Auslöser für eine Neuauflage des Kalten Kriegs sein. Der 
Zerfall im Nahen und Mittleren Osten geht einher mit einer Neuorganisation des 
gewaltsamen Islamismus, der unter dem Banner des Islamischen Staats (IS) ein 
modernes Kalifat errichten will und Zulauf weit über die Region hinaus erhält. 
Immenses menschliches Leid manifestiert sich in mehr als 50 Mio. Flüchtlingen 
und Binnenvertriebenen. Die liberal geprägte Weltordnung und multilaterale 
Instrumente der Konfliktbewältigung befinden sich in einer schweren Krise. 
Zugleich zeigt ein Blick auf mittel- und langfristige Trends, dass die derzeitige 
Gewalteskalation in eine vergleichsweise friedliche historische Phase fällt, die 
zudem durch zunehmende, wenn auch häufig prekäre Demokratisierung geprägt 
ist. Doch um Rückschritte zu vermeiden, müssen die Instrumente der Koope-
ration und Friedenssicherung den Realitäten einer multipolaren Weltordnung 
angepasst werden.
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Abbildung 1: Kriegerische Welt 2014 – allerdings auf niedrigerem Niveau als 
in den 1990er Jahren 
Kriegerische Kon� ikte in einer politisch heterogenen Welt 1946– 2014

Quelle: eigene Darstellung basierend auf Center for Systemic Peace 2014 (http://www.systemicpeace.org/CT� gures/CT� g06.htm, 21.1.2015)
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Dem Jahr 2014 kam für Europa aus his-
torischer Sicht ein besonderer Stellen-
wert zu. Denn in ihm wurde des Ersten 
Weltkriegs gedacht, der ein Jahrhundert 
zuvor ausgebrochen war, außerdem 
jährte sich der Fall der Berliner Mauer 
zum 25. Mal. Kaum jemand hatte zu 
Beginn des Jahres geahnt, dass sich die 
Europäische Friedensordnung mit dem 
Ukraine-Konflikt vor der wohl größten 
Herausforderung seit Ende des Ost-
West-Konflikts befinden würde.

Auch die Region des Nahen und Mitt-
leren Ostens war von dramatischen Kri-
sen und Umbrüchen geprägt: Der Ara-
bische Frühling ist in mehreren Ländern 
einem bitterkalten Winter gewichen. Der 
Krieg in Syrien forderte nach Angaben 
der Vereinten Nationen (UN) bis April 
2014 mehr als 190 000 Tote (Price et al. 
2014). Seitdem sind die Opferzahlen 
deutlich gestiegen. Die nicht unumstrit-
tene Syrische Beobachtungsstelle für 
Menschenrechte ging Ende 2014 bereits 
von mehr als 300 000 Toten aus (SOHR 
2014). Libyen droht vier Jahre nach 
dem durch externe Luftschläge unter-
stützten Sturz des Gaddafi-Regimes der 
Zerfall. In Irak gestaltet sich die Lage 
zwölf Jahre nach der US-Intervention 
und dem Sturz Saddam Husseins mehr 
als zwiespältig. Nicht zuletzt hat der ge-
waltsame Islamismus in Form des IS 
eine neue und erstaunlich schlagkräftige 
Organisationsform angenommen. Er 
hat nicht nur nennenswerte Territorien 
in Syrien und Irak unter seine Kon-
trolle gebracht, sondern weist auch eine 
hohe transnationale Anziehungskraft 
auf junge Menschen auf [vgl. Schlaglicht 
Der Aufstieg des »Islamischen Staats«]. 
Er macht al-Qaida Konkurrenz, die sich 

mit den Attentaten vom 11. September 
2001 und den Folgeschlägen als »Markt-
führerin« islamistisch begründeter Ge-
walt etabliert hatte. Auf regionaler Ebene 
gibt es sogar militärische Auseinander-
setzungen um die Vorherrschaft zwi-
schen IS und al-Qaida. Die Attentate in 
Paris im Januar 2015 deuten jedoch an, 
dass bei Anschlägen auf die freiheitliche 
Ordnung westlicher Staaten eine stille 
Allianz möglich ist.

Bereits im November 2014 mutmaß-
te der Historiker Heinrich August 
Winkler, 2014 werde »als ein Jahr der 
weltpolitischen Zäsuren, vielleicht als 
ein Epochenjahr in die Geschichte 
eingehen« (Winkler 2014). Erleben wir 
derzeit tatsächlich einen Einschnitt, der 
mit dem Epochenwandel 1989/90 ver-
gleichbar ist? Der Beitrag argumentiert 
im Folgenden, dass dies für die in den 
1990er Jahren zunehmend liberal aus-
gerichtete Weltordnung der Fall ist, die 
durch die aktuellen Krisen, aber auch 
Umbrüche der 2000er Jahre heraus-
gefordert ist.

Die innergesellschaftlichen Freiheits-
ordnungen westlicher Staaten sehen sich 
zunehmend durch einen terroristischen 
Islamismus bedroht. Auf globaler Ebe-
ne besteht die Herausforderung einer 
de facto multipolaren Weltordnung, in 
der es vielfältige Widerstände gegen als 
westlich wahrgenommene Werte und 
Institutionen gibt.

Andererseits macht eine datengestütz-
te Analyse für das vergangene Viertel-
jahrhundert deutlich, dass die Anzahl 
und das Ausmaß von Gewaltkonflikten 
in der ersten Hälfte der 1990er Jahre 
weitaus höher waren als aktuell [vgl. Ab-
bildung 1]. Die seit den 1990er Jahren 

Das Jahr 2014 in Perspektive
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zunehmend eingesetzten Instrumente 
multilateraler Friedenssicherung in-
klusive militärischer Interventionen und 
massiver Entwicklungshilfe scheinen 
aber an Grenzen zu stoßen. Die von 

ihnen bewirkte Stabilisierung bleibt pre-
kär. Außerdem sind sie auf neue Formen 
der Gewalt, die sich gerade in fragilen 
und Nachkriegsstaaten herausbilden, 
bislang nur wenig eingestellt.

Die liberale Weltfriedensordnung – und ihre Bruchstellen

Der Beginn der 1990er Jahre war durch 
eine historisch seltene Ausnahmesitua-
tion geprägt. Die von George Bush sen. 
1991 proklamierte »Neue Weltordnung« 
diente einerseits natürlich der Legiti-
mation des auf Betreiben der USA vom 
UN-Sicherheitsrat autorisierten Irak-
Kriegs. Doch es wurde andererseits auch 
deutlich, dass die zu diesem Zeitpunkt 
einzig verbliebene globale Führungs-
macht den unipolar moment (Krautham-
mer 1991) nicht allein für hegemoniale 
oder gar imperiale Weltpolitik nutzen 
wollte. Vielmehr waren die 1990er Jahre 
durch einen »Siegeszug« weitgehend 
unangefochtener liberaler Wertvor-
stellungen und ein neues Verständnis 
staatlicher Souveränität geprägt, die 
eingeschränkt werden kann, wenn eine 
Regierung zur Vermeidung gravierends
ter Menschenrechtsverletzungen und 
extremen menschlichen Leids nicht 
willens oder in der Lage ist.

Dieser Normenwandel wurde beglei-
tet durch entsprechende Blaupausen für 
die multidimensionale Friedenssiche-
rung, die etwa auch demokratische Wah-
len und die Unterstützung von Rechts-
staatlichkeit umfasste, die Schaffung 
neuer Institutionen wie des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs (IStGH) oder die 
zunehmende Orientierung internatio-
naler Entwicklungszusammenarbeit an 
Demokratisierung und Governance-För-
derung. Diese Elemente stehen für eine 

maßgeblich liberal geprägte Weltord-
nung, die sich neben der Orientierung 
an Freihandel und Märkten auch durch 
Verrechtlichung sowie durch Maßnah-
men zur Förderung von Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit auszeichnet.

Dies war umso bedeutsamer, als das 
Ende des Ost-West-Konflikts für den 
transatlantischen Raum zwar eine weit-
gehend positive Zäsur darstellte, die aber 
in Südosteuropa, Südostasien, Zentral-
amerika und Subsahara-Afrika zunächst 
mit Unsicherheit und Gewalt einherging 
und einen starken Bedarf an Maßnah-
men der Friedenssicherung schuf.

Globale Demokratisierung und  
ihre Rückschläge

Nach 1989 setzte in Ost- und Mitteleuro-
pa ein breitangelegter, weitgehend fried-
licher Transformationsprozess ein. Im 
früheren Jugoslawien war der Übergang 
zu postkommunistischen Regimen hin-
gegen von kriegerischer Gewalt, Zerfall 
und staatlicher Neuformation geprägt. 
Einen bemerkenswert positiven und 
friedlichen Wandel zu einer etablierten 
Demokratie erlebte, von Öffentlich-
keit und Forschung wenig beachtet, die 
Mongolei, während die Regime in Weiß-
russland, Zentralasien sowie in Aserbai-
dschan und Armenien autoritär verfasst 
blieben. Mit Verzögerung startete der 
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Umbruch in Georgien und der Ukrai-
ne – und ist dort von revolutionären 
Protesten, Rückfällen in autoritäre Mus-
ter und Gewalt begleitet gewesen.

Der in Afrika in der ersten Hälfte 
der 1990er Jahre entfachte »Wind des 
Wandels« bewirkte in sämtlichen Sub-
regionen Demokratie- und Protestbe-
wegungen, die zahlreiche autokratische 
Systeme erschütterten [vgl. Beitrag Pro­
teste und Widerstandsbewegungen im 
21. Jahrhundert]. Verhältnismäßig stabil 
konnten sich allerdings nur in 14 Län-
dern Demokratien etablieren, so u. a. 
in Benin, Botsuana, Ghana, Kenia und 
Sambia (Marshall/Cole 2014, S. 45 ff.). 
Ansonsten ist der Kontinent nach wie 
vor durch autokratisch-demokratische 
Mischsysteme (Hybridregime) mit mehr 
oder weniger zahlreichen Freiheiten und 
Partizipationsmöglichkeiten und durch 
gescheiterte Staatlichkeit geprägt. Der 
arabische Raum blieb zwei Jahrzehnte 

gegenüber den in Afrika beobachtbaren 
»Ansteckungseffekten« demokratischer 
Ideen weitgehend immun. Die Ende 
2010 von Tunesien ausgehenden Pro-
teste und Revolutionen stießen nach 
kurzer Zeit in vielen Ländern wieder auf 
autoritäre und diktatorische Gegenreak-
tionen.

Trotz dieses gemischten Bildes lässt 
sich weltweit seit den 1980er Jahren und 
mit besonderer Dynamik nach der Zä
sur 1989/90 ein deutlicher und durch-
aus säkularer Niedergang autokrati-
scher Regime beobachten, der mit einer 
Zunahme von Demokratien und mit 
der bemerkenswert dauerhaften Eta
blierung von Hybridregimen einhergeht 
[vgl. Abbildung 2]. Doch die vergange-
nen zweieinhalb Jahrzehnte haben ge-
zeigt, dass Demokratisierungsprozesse 
extrem gewalt- und rückfallgefährdet 
sind und gar staatlichen Zerfall aus-
lösen können.
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Abbildung 2: Globaler Demokratisierungstrend – mehr Demokratien als  
Autokratien seit 1990 
Anzahl der Demokratien, Anokratien und Autokratien 1946 – 2013
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Multidimensionale Friedens­
sicherung, Intervention und 
Strafgerichtsbarkeit

Neben zunehmender und zugleich 
brüchiger Demokratisierung war die 
liberale Friedensordnung der 1990er 
und 2000er Jahre durch neuartige An-
sätze der Friedenssicherung gekenn-
zeichnet. Die vom damaligen UN-
Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali 
maßgeblich geprägte Agenda für den 
Frieden (1992) umriss die Grundzüge 
des neuen Ansatzes. Zwischen 1989 und 
1994 wurden allein 20 neue Operationen 
vom UN-Sicherheitsrat autorisiert, die 
Zahl der Peacekeeper stieg von 11 000 auf 
75 000 an (UN 2014b; UN 2014c) [vgl. 
Abbildung 3]. Die UN unternahmen 
erstmals in kriegszerrütteten Ländern 

multidimensionale Friedensmissionen, 
die vom Mandat her ausdrücklich auch 
Wahlen, Demokratisierung und die Re-
form staatlicher Institutionen beinhal-
teten (so etwa in Namibia, Mosambik, 
Kambodscha und El Salvador) und 
damit dem Modell eines liberal peace­
building entsprachen (Paris 2007).

Seit Beginn der 1990er Jahre befass-
te sich der UN-Sicherheitsrat in zuvor 
nicht gekannter Weise mit humanitären 
Krisen. In immerhin 42 der 44 zwischen 
1991 und 2005 gezählten Krisen dieser 
Art reagierte das für Frieden und Sicher-
heit zuständige UN-Organ, in 16 Fällen 
sogar mit Zwangsmaßnahmen (Binder 
2011, S. 12). In Nordirak (1991), Somalia 
(1992), Bosnien und Herzegowina (1993) 
und Ruanda (1994) verhängte der UN-
Sicherheitsrat (wenn auch häufig un-

Höhe: 96 mm
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Abbildung 3: Deutlicher personeller Zuwachs bei UN-Friedensoperationen
Zahl der Soldaten, Polizisten und Militärexperten bei UN-Friedensoperationen  
November 1990 – Februar 2014

Quelle: eigene Darstellung basierend auf Perry/Smith 2013, S. 3
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zureichend oder zu spät) bei gröbsten 
Menschenrechtsverletzungen und huma-
nitären Notlagen militärische Zwangs-
maßnahmen, die zum Teil unter der 
Ägide der UN durchgeführt wurden und 
bei denen bereits ein neues Verständnis 
staatlicher Souveränität durchschien.

Dieses neue Verständnis fand in dem 
2001 erschienenen, richtungsweisenden 
Bericht The Responsibility to Protect der 
International Commission on Interven­
tion and State Sovereignty (ICISS 2001) 
seinen verschriftlichten Ausdruck: Bei 
der Bedrohung menschlicher Sicherheit 
in massiven und extremen Fällen wie 
Völkermord, Kriegsverbrechen, eth-
nischen Säuberungen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit forderte der 
Report eine verpflichtende Trias von 
Prävention, Intervention und Konflikt-
nachsorge, wenn Staaten zur Wahr-
nehmung ihrer Schutzverantwortung 
(Responsibility to Protect, R2P) gegen-
über der Bevölkerung nicht willens oder 
in der Lage sind. Durch die Aufnahme 
in das Abschlussdokument des Millen-
nium-plus-5-Gipfels fand diese Schutz-
norm, wenn auch in modifizierter Form, 
eine überraschend breite Akzeptanz. 
Diesem Erfolg folgte nach 2011 jedoch 
eine schwere Krise: Dass die R2P die 
normative Grundlage für einen Regime-
sturz (Libyen) oder die Intervention in 
einen innenpolitischen Machtkampf 
(Côte d’Ivoire) bildete, führte zu Miss-
trauen Chinas und Russlands, was sich 
unter anderem im Syrien-Krieg auswirk-
te, wo die Lähmung der Großmächte ein 
konzertiertes Eingreifen verhinderte.

Den institutionell wohl bedeutsams-
ten Einschnitt bei der Etablierung einer 
liberal geprägten Weltfriedensordnung 
stellte 1998 die Einrichtung des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs (IStGH) in 
Den Haag dar. Er etablierte sich als zen-

trale Einrichtung der internationalen 
Strafrechtspflege mit dem Ziel, Völker-
mord, Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit und Kriegsverbrechen straf-
rechtlich zu ahnden. Erfolge konnte er 
u. a. mit der Verurteilung des kongolesi-
schen Rebellenführers Thomas Lubanga 
feiern (Hiéramente 2013, S. 187). Al-
lerdings wird der IStGH zunehmend als 
»westliche Gerichtsbarkeit« wahrgenom-
men, die sich in die inneren Angelegen-
heiten des Südens und insbesondere der 
afrikanischen Länder einmische und 
als politisches Druckmittel des UN-
Sicherheitsrats benutzt werde. In einigen 
Fällen (Kenia, Sudan) mag durchaus der 
Anschein entstanden sein, der IStGH 
befasse sich bevorzugt mit afrikanischen 
Ländern; insgesamt ist der Vorwurf 
aber nicht ganz berechtigt, da gerade 
am Anfang viele afrikanische Regierun-
gen selbst neue Verfahren angestrengt 
haben. Allerdings gelten offensichtlich 
»doppelte Standards«, wenn ständige 
Mitglieder des UN-Sicherheitsrats im 
IStGH nicht Mitglied sind, jedoch Fälle 
an diese Institution überweisen [vgl. 
Schlaglicht Internationaler Strafgerichts­
hof in schweren Wassern].

Vom triumphalen Liberalismus  
zur konfrontativen Multipolarität

Die normative und institutionelle Eta-
blierung einer liberalen Weltfriedens-
ordnung ging zeitweise mit einer Art 
Triumphalismus einher, insofern sie als 
vermeintlich alternativlos wahrgenom-
men wurde. Tatsächlich gab es in den 
1990er Jahren kaum ernsthafte Gegen-
entwürfe, was aber weniger mit einem 
»Ende der Geschichte« (Fukuyama 1992) 
als vielmehr mit einer Lähmung nicht-
westlicher Mächte zusammenhing. So 
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war Russland nach dem Ende der So
wjetunion geschwächt, und China fand 
sich nach dem Tiananmen-Massaker 
1989 international ein Jahrzehnt lang in 
der Defensive. Die Kosovo-Intervention, 
die die Organisation des Nordatlantik-
vertrags (NATO) 1999 ohne UN-Sicher-
heitsratsbeschluss mit dem Anspruch 
durchführte, schwerste Menschenrechts-
verletzungen zu verhindern, kann als 
Höhe- und Wendepunkt dieser Phase 
angesehen werden.

Seit dem Beginn des 21. Jahrhunderts 
zeigten sich dann vier Gegenbewegun-
gen, die die Unipolarität und westliche 
Dominanz untergruben. Sie sind vom 
Charakter her sehr unterschiedlich, 
haben aber gemein, dass sie die Welt-
ordnung der 1990er Jahre unter Druck 
setzten, wodurch diese in einer Multi-
polarität mündete, die zurzeit eher durch 
Konfrontation und Fragmentierung als 
durch Kooperation geprägt ist:
•	 Der islamistische Terror in Gestalt 

von al-Qaida demonstrierte die Ver-
wundbarkeit der einzig verbliebenen 
Weltmacht USA, und die Anschlä-
ge vom 11. September 2001 läuteten 
mental das Ende der Unipolarität ein. 
Weitere islamistische Gewalttaten 
zeigen, obgleich sie nur von Min-
derheiten begangen und unterstützt 
werden, eine militante Gegenbewe-
gung an. Sie wenden sich gegen eine 
westlich-säkulare Weltordnung, in der 
sie sich als marginalisiert, bevormun-
det und mitunter auch entwürdigt 
wahrnehmen. Krieg und Massaker 
des IS in Syrien und Irak sowie von 
Boko Haram in Nigeria, die An-
schläge von al-Shabab in Somalia und 
Kenia, die globale Verbreitung von al-
Qaida und ihren Ablegern sind nicht 
nur Kennzeichen einer zunehmend 
transnationalen Vernetzung islamisti-

scher Gewalt. Sie stehen auch für eine 
Fragmentierung der Weltgesellschaft. 
Beides führt nicht zuletzt interventio-
nistische Stabilisierungsmodelle an 
ihre Grenzen, wie es die USA und 
westliche Staaten in Afghanistan, Irak 
und Libyen erlebten. Unter den isla-
mistischen Terrorgruppen stellt der 
IS eine neue Qualität der Bedrohung 
dar. Denn hier mischt sich fanatische 
Ideologie nicht nur mit einer diver-
sifizierten Gewaltökonomie (Spenden, 
Erpressung, Rohstoffausbeutung, Be-
steuerung der lokalen Bevölkerung, 
Waffengeschäfte), vielmehr kann sich 
der IS auch auf einen professionellen 
bürokratischen Apparat stützen und 
erhebt den territorialen Anspruch, die 
Grenzen der bestehenden National-
staaten neu zu ordnen.

•	 Während sich zahlreiche Länder Sub-
sahara-Afrikas in den 1990er Jahren 
hinter die »westlichen Projekte« 
liberaler Friedenssicherung stellten 
und demokratischen Wandel erlebten, 
herrscht seit längerem Stagnation 
und Zurückhaltung. Die jetzige Dis
tanz wurde mit ausgelöst durch den 
vom IStGH am 4. 3. 2009 erlassenen 
Haftbefehl gegen den sudanesischen 
Präsidenten al-Bashir, aber auch die 
vorschnelle Anklage gegen den kenia-
nischen Präsidentschaftskandidaten 
Kenyatta und seinen Stellvertreter 
Ruto, die 2014 in einem gescheiterten 
Prozess endete. Durch das vermehrte 
Afrika-Engagement Chinas, aber auch 
Brasiliens und Indiens, stehen alterna-
tive Financiers und Mentoren mit ei-
genen Leitbildern zur Verfügung, die 
den afrikanischen Regierungen die 
Option geben, sich von der häufig als 
paternalistisch und ineffizient emp-
fundenen Zusammenarbeit mit den 
früheren Kolonialmächten zu lösen.
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•	 Der in dem Akronym BRICS zum 
Ausdruck kommende Aufstieg Bra-
siliens, Russlands, Indiens, Chinas 
und Südafrikas führte schließlich in 
machtpolitischen Kategorien zum 
Ende der Unipolarität, indem er die 
Schwerpunkte in der globalen Öko-
nomie verschoben und neue »Spieler« 
hervorgebracht hat. Dies hatte bereits 
für das Management der Weltfinanz-
krise 2008/09 erhebliche Auswirkun-
gen, das maßgeblich im Rahmen der 
G20, die neben den wichtigsten In-
dustrieländern auch viele Schwellen-
länder umfasst, erfolgte und die bis-
lang entscheidende G7, den zeitweise 
um Russland erweiterten Club reicher 
Industriestaaten (G8), schwächte. In 
anderen Bereichen der Weltpolitik 
waren die Länder in der Vergangen-
heit eher »Trittbrettfahrer« und haben 
sich nicht im Sinne eines koope-
rativen Multilateralismus engagiert 
(Lieber 2014). Auch wenn der Club 
noch lange keinen Gegenpol im Sinne 
globaler Gestaltungsmacht darstellt, 

hat sich die Gruppe doch mit der 
Einrichtung eines eigenen Währungs-
fonds sowie der New Development 
Bank und der Abstimmung in aus-
gewählten Politikfeldern als ernst-
zunehmender Akteur etabliert.

•	 Im Westen unterschätzt wurde mit-
unter, dass die Etablierung der 
BRICS auch Ausdruck und Erfolg 
einer zunehmend selbstbewussten 
russischen Diplomatie war. Dass 
diese von der NATO im Kosovo-
Konflikt übergangen und Georgien 
und der Ukraine 2008 eine NATO-
Mitgliedschaft in Aussicht gestellt 
wurde, empfanden und empfinden 
die Entscheidungseliten in Moskau 
als bedrohlich (Mearsheimer 2014). 
Die Annexion der Krim und die Be-
teiligung am Krieg in der Ostukraine 
markieren aus dieser Perspektive 
den Wechsel in einen konfrontativen 
Modus gegenüber der NATO, aber 
auch der EU und können als Angriff 
auf die europäische Friedensordnung 
interpretiert werden.

Gewalt und menschliches Leid in der Weltgesellschaft

Die konfrontative Multipolarität in 
einer von ideologischen und sozialen 
Fragmentierungen gekennzeichneten 
Weltgesellschaft kommt auch in der Zahl 
der Kriege und bewaffneten Konflikte 
weltweit zum Ausdruck: So wurde mit 
32 kriegerischen Konflikten der höchste 
Stand seit 2001 erreicht (CSP 2014). Zu-
gleich täuscht der Eindruck, es hand-
le sich um die gewalthaltigste Periode 
seit Jahrzehnten oder auch nur um die 
höchste Anzahl kriegerischer Konflikte 

nach 1989. Denn nach dem Ende des 
Kalten Kriegs hatte es zunächst einen ra-
santen Anstieg auf 51 Kriege und bewaff-
nete Konflikte im Jahr 1992 gegeben [vgl. 
Abbildung 1], gerade auch in Subsaha-
ra-Afrika. Diese Zahl konnte drastisch 
reduziert werden. Eine Bilanz des ersten 
Vierteljahrhunderts nach Ende des Ost-
West-Konflikts muss also differenzierter 
ausfallen, als es die derzeit dramatische 
Situation nahelegt.
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Kriegerische Konflikte, irreguläre 
Gewalt und Militarisierung

Auf den enormen Anstieg kriegerischer 
Konflikte in den ersten Jahren der »Neu-
en Weltordnung« folgte nach 1992 ein 
deutlicher Rückgang um fast 50 % auf 
26 kriegerische Konflikte im Jahr 2003. 
Seither wurden kontinuierlich knapp 30 
kriegerische Konflikte gezählt, bevor die 
Zahl 2012 wieder anstieg. Die 32 krie-
gerischen Konflikte im Jahr 2014 lassen 
sich grob in vier Gruppen einteilen [vgl. 
Tabelle 1]:
•	 In besonderer Weise betroffen sind 

die seit vielen Jahren extrem oder 
hochgradig fragilen Staaten Sub-
sahara-Afrikas (u. a. DR Kongo, Mali, 
Somalia, Sudan, Südsudan, Zentral-
afrikanische Republik) und Südasiens 
(Afghanistan, Myanmar, Pakistan), 

in denen etwa die Hälfte der kriege-
rischen Konflikte stattfindet [vgl. Ab-
bildung 4].

•	 Die zweite Gruppe bildet der Nahe 
und Mittlere Osten, der seit langem 
von tiefverwurzelten Konflikten ge-
prägt ist und dessen Instabilität nach 
der US-geführten Intervention in Irak 
2003 und dem weitgehend gescheiter-
ten Arabischen Frühling 2011 in ex-
tremer Weise zugenommen hat.

•	 Drittens gibt es eine gewisse Anzahl 
bereits seit längerem andauernder 
Kriege in vergleichsweise gut konsoli-
dierten Staaten wie Indien, Thailand, 
Kolumbien und Mexiko. Während die 
Kriege der ersten drei Staaten eng mit 
ethno-politischen Konflikten oder der 
Marginalisierung von Regionen zu 
tun haben, erlebt Mexiko seit fast ei-
nem Jahrzehnt einen Drogenkrieg. Er 
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Beginn Ende Stufe direkt 
beteiligte 
Staaten

Kurzbeschreibung Tote

1948 2014+ 4 Myanmar 
(Burma)

Bürgerkrieg mit ethno-politischer 
Dimension (Karen, Shan und andere)

110 000

1952 2014+ 2 Indien Bürgerkrieg mit ethno-politischer 
Dimension (Völker im Nordosten 
des Landes; Assam-Separatisten)

25 500

1965 2014+ 2 Israel Bürgerkrieg mit ethno-politischer 
Dimension (arabische Palästinenser/
PLO-Hamas)

22 000

1975 2014+ 4 Kolum-
bien

politische Gewalt, Bodenreform und 
Drogenhandel

57 500

1988 2014+ 5 Somalia Bürgerkrieg um die politische Vor-
herrschaft

115 000

1990 2014+ 3 Indien Bürgerkrieg mit ethno-politischer 
Dimension in Kashmir

43 500

1996 2014+ 5 DR 
Kongo 
(Zaire)

Bürgerkrieg um die politische Vor-
herrschaft (Vertreibung Mobutus 
und dessen Folgen; Beteiligung der 
Hutu-Miliz Interahamwe)

2 500 000

1997 2014+ 1 Pakistan religiös motivierte Gewalt (Sunniten, 
Schiiten und Ahmadiyya)

4 000

2001 2014+ 3 Afgha-
nistan

Vertreibung der Taliban; Jagd auf 
al-Qaida

42 000

2001 2014+ 2 Indien maoistischer Aufstand (People’s War 
Group; Maoist Communist Centre; 
People’s Liberation Guerrilla Army)

7 200

2003 2014+ 5 Sudan separatistische Gewalt zwischen 
einzelnen Bevölkerungsgruppen in 
Darfur

350 000

2004 2014+ 1 Jemen Anhänger von al-Huthi in Saada 3 500

2004 2014+ 4 Pakistan Paschtunen in den föderalistisch ver-
walteten Stammesgebieten

38 250

2004 2014+ 1 Thailand Malay-Muslime im südlichen Grenz-
gebiet (in den Provinzen Narathiwat, 
Pattani, Songkhla und Yala)

4 000

2004 2014+ 1 Türkei Krieg zwischen der Regierung und 
der PKK (Arbeiterpartei Kurdistans) 
im Südosten des Landes

2 500

2005 2014+ 1 Pakistan Rebellion in Balutchistan 3 000

Tabelle 1: Kriegerische Konflikte Mitte 2014
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Beginn Ende Stufe direkt 
beteiligte 
Staaten

Kurzbeschreibung Tote

2005 2014+ 2 Zen-
tralafri-
kanische 
Republik

Armée Populaire pour la Res-
tauration de la Démocratie (APRD) 
(Nordwesten), Union des Forces 
Démocratiques pour le Rassem-
blement (UFDR) (Nordosten) und 
Seleka-Rebellen

5 000

2006 2014+ 3 Mexiko Offensive von Polizei und Armee 
gegen etablierte Drogenkartelle und 
korrupte Polizisten und Beamte, 
hauptsächlich in der nördlichen, an 
die USA grenzenden Region

75 000

2007 2014+ 1 Äthiopien somalische und Oromo-Kämpfer in 
der Region Ogaden

2 800

2008 2014+ 1 Russland ethnisch motivierte Gewalt 
(islamistische Kämpfer im Osten 
Transkaukasiens: Tschetschenien, 
Dagestan und Inguschetien)

4 000

2009 2014+ 2 Nigeria Rebellion der radikal-islamistischen 
Boko Haram in der nördlichen 
Grenzregion

8 000

2009 2014+ 1 Südsudan Gewalt zwischen einzelnen Bevölke-
rungsgruppen im Süden: Lou Nuer 
und Murle; Rebellenmilizen

3 500

2010 2014+ 1 Nigeria Gewalt zwischen einzelnen 
Bevölkerungsgruppen in Jos/Plateau 
(Christen und Muslime)

3 000

2011 2014+ 3 Irak andauernde religiös motivierte 
Unruhen zwischen Sunniten und 
Schiiten

23 000

2011 2014+ 5 Syrien Massenproteste und brutales Vor-
gehen des Regimes lösen einen Krieg 
zwischen sunnitischen Kämpfern 
und extremistischen Islamisten gegen 
Assads alawitisches Regime aus

150 000

2011 2014+ 1 Jemen Anti-Saleh-Demonstrationen,  
Separatisten im Süden, Meuterei  
der Armee, Klanrivalitäten und  
al-Qaida-Kämpfer

4 000

2011 2014+ 1 Sudan bewaffnete Unterstützer des Suda-
nese People’s Liberation Movement 
im Süden in den Bundesstaaten 
Kordofan und Blauer Nil

3 000

2012 2014+ 1 Mali islamistische Ansar Dine und Tuareg 
(Azawad-Separatisten)

1 000
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Beginn Ende Stufe direkt 
beteiligte 
Staaten

Kurzbeschreibung Tote

2013 2014+ 1 Ägypten militärische Amtsenthebung von 
Präsident Mursi und scharfes Vor-
gehen gegen die Muslimbrüder, 
islamistische Rebellion in Sinai und 
dem Süden

2 000

2013 2014+ 3 Südsudan Rebellion der Nuer-Anhänger von 
Reik Machar führt zu einem Krieg 
mit den Dinka-Anhängern von Prä-
sident Salva Kiir

10 000

2013 2014+ 1 DR Kongo Rebellion der ethnischen Mai-Mai-
Separatisten in der Provinz Katanga

750

2014 2014+ 1 Ukraine prorussische Separatisten im Osten

Legende: dunkelgrau: Bürgerkrieg mit ethno-politischer Dimension; hellgrau: ethnisch mo-
tivierte Gewalt; mittelblau: Bürgerkrieg um die politische Vorherrschaft; hellblau: politische 
Gewalt; dunkelblau: internationaler Krieg, internationale Gewalt

Quelle: eigene Darstellung basierend auf http://www.systemicpeace.org/warlist/warlist.htm, 
25. 1. 2015

hat allein bis Mitte 2014 mindestens 
75 000 Todesopfer gefordert (Marshall 
2014); mittlerweile dürften die Todes-
zahlen bei 80 000 liegen.

•	 Der Krieg in der Ukraine hat im Jahr 
2014 einen Sonderstatus und findet 
in einer Zeit statt, da im postsowjeti-
schen Raum die anderen Gewaltherde 
beseitigt oder zumindest eingefroren 
sind.

Die Trendwende in Richtung einer 
tendenziell wieder weniger friedlichen 
Welt wird auch durch den Global Peace 
Index bestätigt [vgl. Abbildung 5], der 
seit 2007 erscheint. Der Global Peace 
Index verwendet dabei eine Friedens-
definition, die über die Abwesenheit 
von Krieg hinausgeht und mit Hilfe von 
22 Indikatoren drei Dimensionen erfasst: 
das Sicherheitsniveau innerhalb von 
Gesellschaften, inner- und zwischen-
staatliche Gewaltkonflikte sowie das 
Ausmaß der Militarisierung. Die ersten 

beiden Dimensionen entsprechen in ge-
wisser Weise dem Konzept menschlicher 
Sicherheit, das auf die Abwesenheit von 
physischen Bedrohungen für das Indivi-
duum zielt. Die dritte Dimension erfasst 
demgegenüber die hardware und man­
power für die Anwendung von Gewalt.

Seit 2008 konstatiert der Global 
Peace Index für 111 von 162 untersuchten 
Ländern Verschlechterungen, wäh-
rend die Lage in nur 51 Ländern besser 
eingeschätzt wird. Besonders starke 
Einschnitte gibt es bei terroristischen 
Attentaten. Waren im Jahre 2002 laut der 
Global Terrorism Database 3800 Tote in-
folge von Attentaten zu verzeichnen, so 
lag die Zahl 2013 bei 17 800. Die Zahl der 
von tödlichen Terrorattacken betroffe-
nen Länder stieg im gleichen Zeitraum 
von 28 auf 59 (IEP 2014, S. 42). Die Bom-
benattentate mit einer besonders hohen 
Anzahl von Toten sind insbesondere 
auf den Irak- sowie den Afghanistan-
Krieg zurückzuführen, aber auch auf 
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die Gewaltkonflikte in Pakistan, Nigeria 
und Syrien [vgl. Abbildung 6]. Doch 
geht es nicht allein um die Quantität, 
sondern auch um die Qualität der An-
schläge. Diese richten sich zunehmend 
gegen Andersdenkende und wollen die 
Idee und Wirklichkeit einer toleranten 
und liberalen Gesellschaftsordnung 
zerstören. Mit den tödlichen Anschlä-
gen auf die Redaktion der satirischen 
Wochenzeitschrift Charlie Hebdo und 
einen jüdischen Supermarkt in Paris im 
Januar 2015 wurde dies auch für Europa 
deutlich.

Menschliche Sicherheit wird in Welt-
regionen, die vom »Krieg gegen den 
Terror« geprägt sind, freilich auch durch 
die Drohnenangriffe der US-Regierung 
gefährdet. Zwischen 2004 und 2014 
sind Recherchen des Bureau of Inves­
tigative Journalism zufolge ca. 2410 bis 

3902 Menschen durch Drohnenangriffe 
in Pakistan getötet worden; außerdem 
gab es zahlreiche Drohnentote in Jemen 
und Somalia (Serle/Fielding-Smith 
2015). Diese Zahlen spiegeln sich nicht 
immer hinreichend in den Kriegsstatis-
tiken oder Indizes wie dem Global Peace 
Index wider.

Neben der steigenden Anzahl von 
Terrorattacken fällt in den vergange-
nen sieben Jahren auf, dass weltweit 
die alltäglichen Tötungsdelikte pro 
100 000 Einwohner deutlich zugenom-
men haben (IEP 2014, S. 43, 47). Dabei 
wird die Schere zwischen den recht 
sicheren westlichen Industriestaaten und 
den durch Armut und staatliche Fragili-
tät geprägten Regionen Subsahara-Afri-
kas und Südasiens immer größer; auch 
in Lateinamerika, das mit Ausnahme 
Kolumbiens und Mexikos nicht mehr in 

Abbildung 5: Wie sich der globale Frieden seit 2008 verschlechtert hat 
Prozentuale Veränderung des jeweiligen Indikators im globalen Durchschnitt zwischen 
2008 und 2014
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den Statistiken zu kriegerischer Gewalt 
auftaucht, verschlechtert sich die Sicher-
heitslage.

Bei den äußeren Faktoren, die für eine 
unfriedlichere, zunehmend militarisierte 
Welt stehen, stechen die steigenden Rüs-
tungstransfers hervor. Die Waffenexpor-
te gehen dabei zwischen 2008 und 2012 
laut Angaben des Stockholmer Friedens-
forschungsinstituts SIPRI zu drei Vier-
teln von fünf Staaten aus, nämlich (in 
dieser Reihenfolge) den USA, Russland,  
Deutschland, China und Frankreich  
(SIPRI 2013). Bei den Waffenimporten 
sind nur in Europa Rückgänge zu ver-
zeichnen, während es substanzielle 
Zuwächse in Russland und Eurasien 

(136 %), in Südasien (92 %), in Südame-
rika (63 %) sowie Subsahara-Afrika 
(43 %) gab (IEP 2014, S. 45).

Tod, Flucht und Vertreibung

Aktuell erfahren die Menschen in Sy-
rien, Libyen, Irak, Afghanistan und aus-
gewählten Ländern Subsahara-Afrikas 
extremes Leid. Krieg bleibt eine der 
Hauptbedrohungen der Weltgesellschaft 
und blockiert in diesen Regionen auf 
Jahrzehnte hinaus Entwicklungschan-
cen. Allerdings ergibt sich in mittel- und 
langfristiger Perspektive, dass die Zahl 
der Opfer von großangelegter kollektiver 
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Abbildung 6: Terroristische Bombenattentate als zunehmende Bedrohung
Todesopfer von terroristischen Bombenattentaten 1989 – 2014

Quelle: eigene modifizierte Darstellung basierend auf Marshall/Cole 2014, S. 16
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Gewalt seit Ende des Zweiten Weltkriegs 
im Trend eher gesunken ist. Rechnet 
man die Opferzahlen auf die Weltbevöl-
kerung um, so gibt es sogar eine klar ab-
nehmende Tendenz [vgl. Abbildung 7]. 
Die »globale Todesrate« [vgl. schwar-
ze Linie in Abbildung 7] ist von über 
215 Toten pro 1 Mio. Menschen im Jahr 
1946 auf ca. 35 Tote pro 1 Mio. Menschen 
im Jahr 2011 gesunken. Gleichzeitig 
nahm allerdings der Anteil ziviler Opfer 
an den Toten im Laufe der Zeit zu, von 
62 % im Jahr 1991 auf 84 % im Jahr 2011 
(Marshall/Cole 2014, S. 19).

Die extrem opferreichen Gewalt-
konflikte fanden weitgehend in der Zeit 
des Ost-West-Konflikts statt. Jeweils 

mehr als eine Million Tote forderten 
der Krieg in Afghanistan (1978 – 1992), 
der durch die Roten Khmer am eigenen 
Volk begangene Genozid in Kambo-
dscha (1975 – 1979), die Verwerfungen 
in China im Rahmen der sogenannten 
Kulturrevolution (1966 – 1976), der Viet-
nam-Krieg (1955 – 1975) und die beiden 
Bürger- und Sezessionskriege in Sudan 
(1955 – 1972, 1983 – 2005). Nach 1989 sind 
nach Angaben des Forschungsprojekts 
Systemic Peace (Marshall 2014) der Krieg 
in der DR Kongo (ca. 2,5 Mio. Tote), 
der Völkermord und Krieg in Ruanda 
(ca. 530 000 Tote), die Gewalt und das 
Massaker in Darfur (ca. 350 000 Tote), 
der Völkermord und Krieg im zerfallen-
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Abbildung 7: Tendenziell abnehmende Todeszahlen durch Kriege und politische 
Gewaltkonflikte nach 1945
Anzahl kriegsbedingter Toter absolut sowie pro 1 Mio. Einwohner weltweit

Quelle: eigene Darstellung basierend auf Marshall/Cole 2014, S. 19
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den Jugoslawien (ca. 266 000 Tote), die 
Kriege in Irak (ca. 100 000 Tote im ers-
ten Golfkrieg und ca. 169 900 Tote zwi-
schen 2003 und 2013) und in Syrien (ca. 
140 000 Tote zwischen 2011 und 2013) 
besonders verlustreich gewesen. Es ist 
dabei äußerst schwer, die Opferzahlen in 
verlässlicher Weise zu ermitteln. Für den 
Krieg und Völkermord in Ruanda gehen 
verschiedene Quellen zum Beispiel mit 
800 000 bis 1 Mio. Toten von wesentlich 
mehr Leid aus. Auch mit Blick auf den 
Krieg in Syrien liegen die verschiedenen 
Schätzungen, wie wir bereits angedeutet 
haben, zum Teil deutlich auseinander. 
Zugleich geben uns die verfügbaren 
Angaben erste und durchaus aufschluss-
reiche Anhaltspunkte zu den Auswir-
kungen kriegerischer Gewalt und ihrer 
Zu- bzw. Abnahme seit 1945.

Auch wenn in der Tendenz das Aus-
maß der Todesopfer in den zurücklie-
genden Jahrzehnten abgenommen hat, 
so haben die gegenwärtigen Krisen und 
Konflikte zugleich zu einem starken 
Anstieg der Flüchtlingszahlen geführt: 
Ende 2013 waren 51,2 Mio. Menschen 
weltweit aufgrund von Verfolgung, 
Konflikten, Gewalt oder Menschen-
rechtsverletzungen aus ihrer Heimat 
vertrieben – ein Höchststand, seit es 
entsprechende Statistiken gibt (UNHCR 

2014, S. 2). Die Gesamtzahl von Men-
schen auf der Flucht lässt sich aufteilen 
in 16,7 Mio. Flüchtlinge und 1,2 Mio. 
Asylsuchende sowie 33,3 Mio. Binnen-
vertriebene.

Ungefähr ein Fünftel der Flüchtlinge 
sind im Jahr 2013 durch Konflikt oder 
Verfolgung neu vertrieben worden. Dies 
schließt auch 8,2 Mio. Menschen ein, die 
innerhalb ihres Heimatlandes Zuflucht 
suchen mussten – ebenfalls ein trauriger 
Rekord. Durch den Krieg in Syrien gibt 
es in der ersten Jahreshälfte 2014 eine 
Wende bei der Frage, welche Region am 
meisten betroffen ist. Mehr als ein Jahr-
zehnt lang kamen die meisten Flücht-
linge aus dem asiatischen und pazi-
fischen Raum, nun rücken der Nahe und 
Mittlere Osten und Nordafrika in den 
Fokus: Syrer stellen fast ein Viertel (23 %) 
aller Flüchtlinge unter dem Mandat des 
UN High Commissioner for Refugees 
(UNHCR), und Libanon war in der 
ersten Jahreshälfte 2014 das Land, das 
direkt nach Pakistan die meisten Men-
schen aufgenommen hat (UNHCR 2015, 
S. 4 f.). Zunehmende Solidarität wird da-
bei vor allem im Süden praktiziert: 86 % 
der Flüchtlinge weltweit wurden 2013 
von Entwicklungsländern aufgenom-
men, vor einem Jahrzehnt waren es noch 
70 % [vgl. Abbildung 8].

Friedensentwicklung, Vertrauensbildung und  
gemeinsame Sicherheit�: Wo stehen wir?

Der Trend zu wieder mehr Konflikten 
und hohem Leid, aber auch die neue 
Qualität von Kriegsbedrohungen in 
Zeiten konfrontativer Multipolarität 
erfordern Lösungen, die maßgeblich 
kooperativ gesucht werden müssen. Ad-
hoc-Krisenmanagement im Sinne klas-

sischer Großmachtpolitik, wie es u. a. im 
Nahen und Mittleren Osten praktiziert 
wird, greift dabei ebenso ins Leere wie 
ein Rückfall in Denkmuster des Kalten 
Kriegs. Stattdessen erscheint es sinnvoll, 
sich erfolgreicher Erfahrungen mit Ver-
trauensbildung und Friedensschaffung 
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zu besinnen und zu prüfen, wie sie in 
der aktuellen Umbruchsituation genutzt 
werden können.

Die Überwindung der »Gewaltfalle«

Die Analyse kriegerischer Auseinander-
setzungen in den letzten Jahrzehnten 
sollte den Blick auf Erfolge bei der Über-
windung von Gewaltursachen in einigen 
Weltregionen nicht verstellen. Dabei 
zeigt sich, dass diese eng mit der Lösung 
der Entwicklungsfrage und der Bewäl-
tigung gesellschaftlichen Umbruchs 
verbunden sind. Dies gerät bei eher 
kurzfristigem Krisenmanagement, aber 
auch bei manchen Peacebuilding-Ansät-
zen mitunter aus dem Blick. Besonders 
erfolgreich fallen Ost- und Südostasien 

auf, die in den ersten dreieinhalb Jahr-
zehnten nach Ende des Zweiten Welt-
kriegs zu den von Krieg und kollektiver 
politischer Gewalt am meisten betrof-
fenen Subregionen weltweit zählten. In 
den 1980er Jahren führte das East Asian 
Miracle zu einem enormen wirtschaftli-
chen Aufschwung in Taiwan, Südkorea, 
Singapur und Hongkong, der nicht von 
außen induziert, sondern in nationalen 
Entwicklungsstrategien verankert war. 
In den 1990er Jahren folgten weitere 
Länder wie etwa Malaysia oder Indo-
nesien, die jedoch durch die Asienkrise 
1997 ausgebremst wurden.

Auch Südamerika, in den 1970er 
Jahren durch revolutionäre wie reaktio-
näre Gewalt geprägt, hat – von wenigen 
Ausnahmen abgesehen (Kolumbien, 
Mexiko) – kriegerische Gewalt durch 

Abbildung 8: Not und Solidarität in der Weltgesellschaft 
Woher die Flüchtlinge kommen – und wer sie aufnimmt
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politische und ökonomische Transfor-
mation überwunden und in den 1990er 
Jahren von zahlreichen Friedensmis-
sionen profitiert. Allerdings haben sich 
bis zur Übernahme von linken und 
linkspopulistischen Regierungen in den 
2000er Jahren soziale Ungleichheiten in 
vielen Ländern massiv verschärft, und 
es hat eine Art »Transformation der Ge-
walt« stattgefunden, bei der durch all-
tägliche Tötungsdelikte und organisierte 
Kriminalität in manchen Ländern mehr 
Menschen ums Leben kommen als zuvor 
in Kriegen (so in El Salvador).

Aus der »Gewaltfalle« (conflict trap) 
können sich Länder mithin nur befreien, 
wenn sie aus eigener Kraft die Wohlfahrt 
steigern, diese gerecht verteilen und ei-
nigermaßen widerstandsfähig (resilient) 
gegenüber weltwirtschaftlichen Verwer-
fungen sind. In Krisen- und Kriegssitua-
tionen müssen allerdings zunächst mit 
der Beendigung und Kontrolle akuter 
Gewalt die Voraussetzungen für derarti-
ge Entwicklungs- und Transformations
prozesse geschaffen werden. Insofern 
stimmt es nachdenklich, dass in den 
letzten fünf Jahren nur relativ wenige 
kriegerische Konflikte beendet werden 
konnten und zivile Instrumente dabei 
eine untergeordnete Rolle spielten [vgl. 
Tabelle 2]. Allein der seit 1972 andau-
ernde Bürgerkrieg in Mindanao, einer 
muslimisch geprägten Region auf den 
Philippinen, konnte Anfang 2014 durch 
Verhandlungen zwischen der Regierung 
und der Islamischen Befreiungsfront der 
Moros beigelegt werden. Bei anderen 
Gewaltkonflikten war der Einsatz von 
Gewalt- und Sicherheitsapparaten ent-
scheidender, so in Sri Lanka, wo 2009 
Regierungstruppen den seit 1983 andau-
ernden, ethnisch geprägten Krieg mit 
der Liberation Tigers of Tamil Eelam mi-
litärisch für sich entscheiden konnten – 

und es zu umfangreichen Kriegsverbre-
chen auf beiden Seiten kam.

In Nachkriegssituationen kann Ent-
wicklungszusammenarbeit helfen, einen 
Rückfall in die Gewalt zu vermeiden, 
indem sie das Wirtschaftswachstum 
moderat erhöht und Gesellschaften 
stabilisiert (Hoeffler 2014, S. 81). Dies 
ist umso bedeutender, da mittlerweile 
die Mehrzahl kriegerischer Konflikte 
in Ländern zu beobachten ist, die in 
jüngerer Vergangenheit bereits einen 
kollektiven Gewaltaustrag erlebt haben. 
Neben Wirtschaftswachstum muss Ent-
wicklungszusammenarbeit zugleich Ver-
teilungsgerechtigkeit und Inklusion zum 
Ziel haben, da ansonsten alltägliche und 
organisierte Kriminalität für Menschen 
zu einer kriegsähnlichen Bedrohung 
werden.

Bei der sicherheitspolitischen Stabili-
sierung kriegszerrütteter Gesellschaften 
ist das in den 1990er Jahren ausgebaute 
Instrument der UN-Friedensoperatio-
nen kaum mehr wegzudenken. 2014 
waren 16 Peacekeeping-Operationen mit 
122 279 Mitarbeitern aus 128 Ländern im 
Einsatz, denen pro Jahr 7,06 Mrd. US-$ 
zur Verfügung standen (UN 2014a). 
Auch wenn die Erfolgsbilanz der Ope-
rationen durchwachsen ist – man denke 
nur an den Krieg in Bosnien und Herze-
gowina vor 20 Jahren oder die nach wie 
vor prekäre Lage in der DR Kongo –, so 
gibt es doch nach der Unterzeichnung 
eines Friedens- oder Waffenstillstands-
abkommens häufig keine Alternative 
zur robusten Präsenz internationaler 
Akteure. Problematisch sind die Fälle, 
in denen kein Abkommen vorliegt bzw. 
externe Geber nicht bereit sind, bei der 
Implementierung zu helfen, was ins-
besondere in Sezessions- und Auto-
nomiekonflikten der Fall ist (Hoeffler 
2014, S. 86).
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Beginn Ende Stufe direkt 
involvierte 
Staaten

Kurzbeschreibung Tote

1972 2014 3 Philippi-
nen

Bürgerkrieg mit ethno-politischer 
Dimension (Moros)

52 000

1983 2009 5 Sri Lanka Bürgerkrieg mit ethno-politischer 
Dimension (Tamilen)

75 000

1997 2010 1 Nigeria Gewalt zwischen einzelnen Bevölke-
rungsgruppen (Delta Provinz; Ijaw, 
Itsekeri u. a.)

2 500

2003 2010 6 Irak von den USA angeführter Sturz des 
Baath-Regimes von Saddam Hussein 
und darauffolgende religiös moti-
vierte Unruhen: Sunniten, Schiiten, 
Kurden und ausländische al-Qaida

150 000

2003 2010 2 USA Invasion der USA (mit einer ›Ko-
alition der Willigen‹) in Irak und 
militärische Besatzung

4 400

2005 2010 1 Tschad Anti-Déby Regime: Front Uni pour 
le Changement (FUC), Union des 
Forces pour la Démocratie et le 
Développement (UFDD) u. a.

2 000

2005 2014 1 USA Operation zur Stabilisierung Afgha-
nistans

2 200

2006 2010 2 Tschad Gewalt zwischen Milizen der 
Toroboro (»schwarze« sesshafte 
Bauern) und der Janjawid (»ara-
bische« Viehbesitzer)

5 000

2010 2010 2 Kirgisis-
tan

ethnisch motivierte Gewalt (Kirgisen, 
Usbeken, als Folge des Sturzes von 
Bakijew)

600

2011 2011 1 Ägypten Massenproteste gegen Mubarak-
Regime

1 000

2011 2011 2 Côte 
d’Ivoire

Nicht-Anerkennung der Ergeb-
nisse der Präsidentschaftswahl 
vom Dezember 2010 durch Regime 
führt zu erneutem Aufflammen des 
Bürgerkriegs und endet mit der Ge-
fangennahme von Präsident Gbagbo

3 000

2011 2011 4 Libyen Anti-Gaddafi-Bewegungen aus der 
östlichen Küstenregion des Landes, 
NATO-Intervention

25 000

Legende: dunkelgrau: Bürgerkrieg mit ethno-politischer Dimension; hellgrau: ethnisch moti-
vierte Gewalt; mittelblau: Bürgerkrieg um die politische Vorherrschaft; hellblau: politische 
Gewalt; dunkelblau: internationaler Krieg, internationale Gewalt

Quelle: eigene Darstellung basierend auf Marshall 2014

Tabelle 2: 2009 bis 2014 beendete kriegerische Konflikte



52Die liberale Weltfriedensordnung in der Krise

Freilich ist das UN-Peacekeeping in 
einer zunehmend multipolaren Welt 
nur ein Element unter mehreren. Er-
weitert man den Blick auf zivile Mis-
sionen und die Regionalorganisationen, 
so zeigt sich, dass den aktuell laufen-
den 26 UN-Friedensmissionen (Peace­
keeping-Missionen sowie Political-/
Peacebuilding-Missionen) 17 EU-Mis-
sionen, 16 Missionen der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) und weitere Missionen 
anderer Regionalorganisationen gegen-
überstehen [vgl. Abbildung 9]. Auch 
wenn insgesamt nach wie vor das mi-
litärische Personal dominiert, so hat sich 
doch das Spektrum der Berufsgruppen, 
die an der Schaffung und Aufrechterhal-
tung gemeinsamer Sicherheit beteiligt 
sind, ausdifferenziert, und die Missionen 
sind immer komplexer geworden [vgl. 
Abbildung 10].

Strategien für akute  
Bedrohungen und Notlagen

Nüchtern muss man sich allerdings 
eingestehen, dass die verschiedenen 
Instrumente der Friedenssicherung 
oftmals nicht ausreichen, um akuten 
Gewaltaustrag abzuwenden. Besonders 
dramatisch hat dies in den vergangenen 
Jahren die Bevölkerung in Syrien erlebt. 
Dass es in Syrien zu einer derart großen 
humanitären Krise kommen konn-
te, hängt nicht zuletzt an der Blockade 
im UN-Sicherheitsrat. Die exzessive 
Auslegung der international zunächst 
akzeptierten R2P im Falle Libyens durch 
die westlichen Interventionsstaaten hat 
auf Seiten Russlands, aber auch anderer 
Staaten, große Besorgnis ausgelöst, der 
Schutz von Menschen in größter Not 
könne als Deckmantel für einen Regime-
wechsel missbraucht werden. Die daraus 
resultierende mangelnde Kooperation 
der Großmächte ist neben den Gewalt
strategien der unmittelbaren Kriegspar-
teien ein maßgebliches Hindernis, den 
Krieg beizulegen und eine verlässliche 
regionale Ordnung zu schaffen.

Abbildung 9: Friedensmissionen werden überwiegend von regionalen  
Organisationen durchgeführt 
Anzahl der Friedensmissionen 2014/15 nach ausführenden Organisationen  
(Stand: September 2014)

Quelle: eigene Darstellung basierend auf ZIF 2014
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Die konfrontative Multipolarität er-
schwert nicht zuletzt auch ein ent-
schlossenes Vorgehen gegen den IS. 
Diese neuartige Bedrohung lässt sich 
nicht ohne die Irak-Intervention in 2003 
sowie den Zerfall Syriens verstehen. 
Zugleich ist der IS nicht allein ein re-
gionales Phänomen, sondern hat eine 
neuartige transnationale Dimension, die 
bis tief in die europäischen Gesellschaf-
ten reicht. Verstörend bleibt dabei die 
Anziehungskraft auf überwiegend junge 
Männer, die sich am Rande der Gesell-
schaft und als perspektivlos empfinden 
und zugleich für Allmachtsphantasien 
offen sind. Gewiss sind Sicherheitsmaß-
nahmen nötig, diese potenzielle Täter-
gruppe an der Ausreise in Kriegsgebiete 
zu hindern oder sie nach ihrer Rückkehr 
engmaschig zu kontrollieren. Aber es 
sind auch positive Präventionsangebote 
nötig, die einen Gegenentwurf zum ex-
tremistischen Islamismus darstellen. Ne-
ben sozialpolitischen Maßnahmen gegen 

Ghettoisierung und Marginalisierung 
bedarf es dabei nicht zuletzt attraktiver 
Leitbilder, sich als muslimischer Mensch 
mit Migrationshintergrund als integraler 
und willkommener Teil einer liberalen 
und säkularen Gesellschaftsordnung zu 
verstehen.

Die Krise in Syrien ist in anderer 
Weise auch eine Herausforderung für 
die europäischen Gesellschaften. Sie sind 
gefordert, ihren Anteil an der Linderung 
des Flüchtlingsleids zu leisten, das in 
stärkerem Maße auch andere Regionen 
(so etwa Afghanistan, Somalia, Sudan, 
Eritrea oder Myanmar) betrifft. Die der-
zeitigen Aufnahmezahlen sind nicht 
unbedingt ein Anzeichen dafür, dass 
sich liberale Gesellschaften in besonde-
rer Weise durch grenzüberschreitende 
Solidarität und Mitgefühl auszeichnen. 
Nicht umsonst forderten zahlreiche 
Nichtregierungsorganisationen Ende 
2014, dass mindestens 180 000 der be-
sonders schutzbedürftigen Menschen 

Abbildung 10: Die Friedenseinsätze weltweit sind von militärischem Personal 
geprägt
Militärisches, polizeiliches und ziviles Personal der Friedenseinsätze  
(Stand: September 2014)

Quelle: eigene Darstellung basierend auf ZIF 2014
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aus Syrien von Drittstaaten aufgenom-
men werden (FAZ 2014).

Dabei führt eine Debatte in die Irre, 
die sich primär um Quoten und die ver-
meintlichen Grenzen der Belastbarkeit 
dreht. Vielmehr sind innovative Wege 
der Flüchtlingshilfe erforderlich. Wer 
Flüchtlinge in Containersiedlungen, 
großen Heimen oder gar Zeltlagern 
unterbringt, programmiert Abschottung, 
Parallelwelten und Ressentiments in der 
Bevölkerung. Bei umsichtiger Planung 
und entsprechender Finanzausstattung 
können Kommunen Flüchtlinge aber 
auch dezentral über Städte und Gemein-
den verteilen, ihnen durch eine rasche 
Erteilung von Arbeitserlaubnissen die 
schnelle Integration in die Gesellschaft 
ermöglichen sowie durch Studien-
platzangebote deren Bildungspotenzial 
nutzen. Bei einer vorausschauenden 
Wahrnehmung der Verpflichtungen aus 
der Genfer Flüchtlingskonvention ist 
auch die Erkenntnis wichtig, dass viele 
der Flüchtlinge länger oder ganz bleiben 
werden und eine frühzeitige Anerken-
nung dieses Umstandes große Chancen 
für alle Beteiligten schafft. Daneben sind 
natürlich auch umfangreiche Hilfspakete 
für die unmittelbaren Nachbarstaaten 
erforderlich, damit diese ihre Grenzen 
offen halten können.

Gemeinsame Sicherheit – eine 
 Alternative zur Logik der Eskalation

Die verfahrene Lage in Syrien und die 
neuen Bedrohungen durch den IS zeigen 
wie im Brennglas, dass die großen Kri-
sen nur bewältigt werden können, wenn 
sich zentrale Spieler in der multipolaren 
Welt auf einen kooperativen Umgang 
miteinander verständigen. Neben den 
akuten Konflikten weist die Weltfrie-

densordnung einige markante Bruchstel-
len auf, die ein hohes Gewaltpotenzial 
bergen: Genannt seien die angespann-
te Situation mit Blick auf das nuklear 
gerüstete und vom Zerfall bedrohte 
Nordkorea, der Konflikt um die nuklea-
ren Ambitionen Irans, das angespannte 
und Anfang 2015 in den Grenzregionen 
eskalierte Verhältnis zwischen Indien 
und Pakistan sowie nicht zuletzt die 
geostrategischen Machtambitionen und 
die maritime Aufrüstung im südchine-
sischen Meer. Durch die Ukraine-Krise 
steht nicht nur die europäische Friedens-
ordnung in Frage, sondern sie hat auch 
verheerende Rückwirkungen auf die Zu-
sammenarbeit in anderen Regionen.

Die Europäer und nicht zuletzt auch 
die Bundesrepublik Deutschland sind in 
einer besonderen Verantwortung, eine 
»Neuauflage des Kalten Kriegs« zu ver-
hindern. Dabei ist die Idee »Gemein-
samer Sicherheit«, wie sie die interna-
tionale Kommission 1982 unter Vorsitz 
des damaligen schwedischen Minister-
präsidenten Olof Palme entworfen 
hat, aktueller denn je: Sicherheit lässt 
sich angesichts nuklearer Zerstörungs-
potenziale nicht gegen, sondern nur 
mit dem anderen erreichen. Heute wird 
man hinzufügen: Sie ist in einer multi-
polaren und immer stärker vernetzten 
Welt auch Voraussetzung dafür, dass die 
für das Zusammen- und Überleben auf 
dem Planeten Erde zentralen Herausfor-
derungen in den Feldern Klimaschutz, 
Stabilisierung von Finanzmärkten und 
Energiesicherheit gemeinsam bewäl-
tigt werden können. Die »Rückkehr 
zur Geopolitik« (Mead 2014) ist keine 
Option, den Weg weisen vielmehr einige 
Grunderkenntnisse, die im Rahmen der 
Entspannungspolitik in den 1970er und 
1980er Jahren eine Konflikttransforma
tion ermöglicht haben:
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•	 Wenn ideologische oder machtpoliti-
sche Gegensätze schier unüberwind-
bar erscheinen, zugleich aber Lösun-
gen gegen den anderen nicht möglich 
sind, müssen legitime wechselseitige 
Interessen anerkannt werden, solange 
sie sich im völkerrechtlichen Rahmen 
bewegen.

•	 Das Sicherheitsdilemma, bei dem 
Maßnahmen des Gegenübers stets als 
Bedrohung gedeutet werden, kann 
durch ein Netz von Kooperations-
beziehungen abgemildert werden, das 
verschiedene Politikfelder umfasst 
(Sicherheit, Wirtschaft, Rechtsstaat-
lichkeit/Menschenrechte) und wech-
selseitige Zugeständnisse im Rahmen 
von package deals ermöglicht.

•	 Gerade in zugespitzten Situationen 
darf Kommunikation nicht verebben 
und ist essenziell, um das eigene Ver-
halten so auszurichten, dass es auf die 
andere Seite nicht aggressiv wirkt.

Die Kommission »Europäische Sicher-
heit und Zukunft der Bundeswehr« 
am Institut für Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik der Universität Ham-
burg hat im Januar 2015 für das Verhält-
nis zwischen dem Westen und Russland 
ausbuchstabiert, wie eine derart orien-
tierte Vertrauensbildung initiiert werden 
könnte. Vorgeschlagen wird ein mehrtei-
liges Konferenzprojekt im Rahmen der 
OSZE, das neben der staatlichen auch 
die gesellschaftliche Ebene umfassen 
sollte. Die Beteiligten würden darin zu-
nächst ihren Dissens in Bezug auf die 
aktuelle Lage sowie die Entwicklungen 
der letzten 25 Jahre in einem gemein-
samen Dokument darlegen, um so nicht 
nur auf den Fehlern der anderen Seite zu 
beharren, sondern auch zu reflektieren, 
wo eigenes Verhalten zu Fehlentwick-
lungen geführt hat. Aus den Ergebnissen 

soll dann in einer zweiten Runde ein 
Grundsatzdokument zur gesamteuropäi-
schen Sicherheit geschaffen werden, das 
einen ähnlichen Stellenwert hätte wie die 
Schlussakte von Helsinki 1975 oder die 
Charta von Paris 1990: Sie würde Weg-
weisungen für zentrale Fragen wie das 
Gewaltverbot, Souveränität und Selbst-
bestimmung, den Einbezug nichtstaat-
licher Gewaltakteure, das Verhältnis von 
Staat und Zivilgesellschaften sowie die 
institutionelle Organisation von Frieden 
und Sicherheit in Europa geben (IFSH 
2015, S. 6).

Derartige Vorschläge mögen auf den 
ersten Blick naiv wirken und den Ein-
druck erwecken, sie würden begangenes 
Unrecht implizit anerkennen. Doch 
verkennt eine solche Kritik, dass Ver-
trauensbildung nicht im Widerspruch 
zur Prinzipientreue steht. Zudem wäre 
letztlich die einzige Alternative, sich 
einer Logik der Eskalation zu unterwer-
fen. Dies wäre aber nicht nur in Europa, 
sondern auch an den anderen Bruchstel-
len der Weltfriedensordnung leichtfer-
tig. Prinzipien gemeinsamer Sicherheit 
können, sofern sie an regionale Beson-
derheiten und die Realität einer multi-
polaren Welt angepasst werden, auch 
hier Orientierung bieten.

Die genannten Prinzipien können 
dabei durchaus dazu beitragen, an die 
liberale Weltfriedensordnung der 1990er 
Jahre anzuknüpfen, die dann aber nicht 
in triumphalistischem Gewand pro-
pagiert, sondern reflektiert und weiter-
entwickelt wird. Bislang stehen die in 
diesem Rahmen entwickelten Normen, 
Instrumente und Institutionen nicht 
grundsätzlich in Frage. Auch haben die 
neuen Akteure auf der weltpolitischen 
und weltwirtschaftlichen Bühne nicht 
zu verstehen gegeben, dass sie gänzlich 
neue Spielregeln in der Weltordnung 
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wünschen oder ein besonderes Interes-
se daran hätten, die Beziehungen so zu 
gestalten, dass des einen Gewinn des 
anderen Verlust wäre. Wohl aber gibt es 
nachdrückliche Kritik an der selektiven 
Anwendung von Normen und Instru-
menten, an »Doppelstandards« und 
mangelnder Repräsentation nichtwest-
licher Staaten und ihrer Bevölkerungen 
in wichtigen globalen Entscheidungs-
gremien.

Gemeinsame Sicherheit bedeutet un-
ter den Umständen einer multipolaren, 
nicht allein westlich geprägten Weltord-
nung insofern nicht nur, die Wahrneh-
mungen und Interessen des Gegenübers 
zu berücksichtigen. Gemeinsame Sicher-
heit macht gemeinsame Entscheidungs-
findung und konsensuale Praktiken er-
forderlich (Payne 2012, S. 605) – es geht 
darum, auf Augenhöhe die Spielregeln 
des wechselseitigen Umgangs zu dis-
kutieren und diese gegebenenfalls neu 

auszuhandeln. Wichtiger als Lagerden-
ken ist dabei, entsprechende Brücken 
der Verständigung zu bauen. Wie dies 
möglich ist, hat die brasilianische Diplo-
matie Ende 2011 vorgemacht, als sie im 
Nachgang der Libyen-Intervention und 
angesichts starker Kritik an der R2P die 
Responsibility while Protecting lancierte. 
Das Dokument bekannte sich ausdrück-
lich zur Schutzverantwortung, betonte 
aber, dass ihre Anwendung formalisier-
ten Regeln mit Blick auf Autorisierung, 
Reichweite und Monitoring folgen 
müsse, um einen Missbrauch etwa mit 
dem Ziel eines Regimewechsels zu ver-
hindern. Der Westen täte gut daran, 
derartige Initiativen konstruktiv auf-
zugreifen. Dann bestünde die Möglich-
keit, wichtige liberale Errungenschaften 
in neuer Interpretation für eine plurale 
Weltfriedensordnung des 21. Jahrhun-
derts zu bewahren, die nicht zwangsläu-
fig eine postliberale zu sein braucht.
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